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Sonderermittler
Nr. 3 gesucht
Bersets E-Mails in fremden
Händen verlangen Klärung

CHRISTINA NEUHAUS

Die Aufsichtsbehörde über die Bundes-
anwaltschaft findet offensichtlich keinen
Sonderermittler, der der Frage nachgeht,
wie die Einvernahmeprotokolle von Bun-
desrat Alain Berset und dessen Kommu-
nikationschef Peter Lauener bei zwei Mit-
arbeitern von CH Media landen konnten.
Das berichtet am Freitag ausgerechnet
einer der beiden Journalisten, denen die
Protokolle von Unbekannten zugespielt
worden waren und die dann prominent
über den Mailverkehr zwischen Laue-
ner und dem Ringier-Mitbesitzer Marc
Walder berichteten. Der Medienalltag ist
manchmal unfreiwillig ironisch.

In über 180 Mails hatten sich Laue-
ner und Walder während der Pandemie
über eine Covid-Kampagne und in ei-
nigen Fällen auch über die geplanten
Massnahmen ausgetauscht. In diesen
Fällen besteht der Verdacht auf Amts-
geheimnisverletzung.

Mit der vergeblichen Suche nach
einem Sonderermittler in Sachen Mail-
affäre hat der Reigen aus Leaks, Ein-
setzung eines Sonderermittlers, neuen
Leaks, neuem Sonderermittler auf der
nach oben offenenAbsurditätsskala eine
Höchstmarke erreicht. Denn es sind be-
reits zwei Sonderermittler am Werk.

Nummer 1: Peter Marti. Der Winter-
thurer wurde als Sonderermittler einge-
setzt, als 2020 die sogenannte Crypto-
Affäre aufflog. Medien berichteten da-
mals, dass die amerikanische CIA und
der deutsche Bundesnachrichtendienst
(BND) über manipulierte Verschlüs-
selungsgeräte der Zuger Firma Crypto
AG über hundert Staaten ausspionier-
ten. Bei seiner Untersuchung stiess
Marti auf Informationslecks aus der
Verwaltung, darunter das Innendepar-
tement. Ins Visier geriet auch Alain
Bersets früherer Medienchef Peter
Lauener. Er sass wegen des Verdachts
auf Amtsgeheimnisverletzung meh-
rere Tage in Haft und kündigte seine
Kaderstelle im Innendepartement.Weil
Lauener 2022 gegen Marti eine Straf-
anzeige wegen Amtsmissbrauchs ein-
reichte, wurde der Einsatz eines zusätz-
lichen Sonderermittlers notwendig. Das
war der Auftritt des ausserordentlichen
Staatsanwalts Nummer 2, Stephan Zim-
merli. Er untersucht die Vorwürfe gegen
Nummer 1, Marti.

Die Aufgabe von Nummer 3 wäre es,
zu ermitteln,wer CH Media dieAussagen
von Lauener und Berset gegenüber dem
Sonderermittler Marti zukommen liess.
Doch je mehr Zeit verstreicht, bis ein
geeigneter und williger Sonderermittler
gefunden wird, desto schwieriger wird
die Untersuchung. Die Frage, wer ein
Interesse hatte, dass Laueners und Ber-
sets Aussagen an die Öffentlichkeit ge-
langten, dürfte unbeantwortet bleiben.
Die beiden Journalisten müssen ihre
Quellen nicht nennen – sie hatten genug
Zeit, sich auf einen dritten Sonderermitt-
ler vorzubereiten.

Lieber kein Bachelor für die Berufslehre
Ein allgemein bekannter Titel soll das Image verbessern, doch die Branchenverbände winken ab

CHRISTOF FORSTER, BERN

Die Berufsbildung hat in der Schweiz
einen hohen Stellenwert. Sie bietet
Jugendlichen den direkten Zugang zum
Arbeitsmarkt und eine Ausbildung, die
von Beginn an Theorie und Praxis kom-
biniert. Allerdings gibt es Stimmen, die
warnen,man trage nicht genug Sorge zur
Lehre. Dass die Matura inzwischen für
eine Vielzahl von Ausbildungen voraus-
gesetzt wird,hat indirekt zu einerAbwer-
tung der Lehre geführt. Es gibt Eltern,
die alles unternehmen,damit es ihr Kind
ans Gymnasium schafft.

Die Berufsbildung leidet auch dar-
unter, dass sie unter Zuzügern wenig
bekannt ist. Menschen aus Ländern, in
denen nur der akademische Weg zählt,
kennen oft den Wert einer Lehre nicht,
auch nicht die Durchlässigkeit des Bil-
dungssystems. «Die Situation wird
schlimmer, weil mehr Leute in Kader-
positionen gelangen, die das Schweizer
Berufsbildungssystem nicht verstehen
und den Stellenwert der Lehre unter-
schätzen», sagt Toni Blaser, zuständig
für die Lehrlingsausbildung bei Victor-
inox. Dies habe auch damit zu tun, dass
es für die Lehre keine Titel gebe.

Blaser schlägt vor,dem Lehrabschluss
den Bachelor-Titel zu vergeben.«Ein sol-
cher Titel würde das Image der Lehre
schlagartig verbessern.» Nach seiner
Einschätzung sind die Anforderungen
in vielen Lehrberufen so hoch, dass sie
einen Bachelor verdienen. Es geht um
Ausbildungen zu technischen Berufen
wie Polymechaniker, Mechatroniker,
Elektroniker und Automatiker.

Gegen Klischees angehen

Die zuständigen Branchenverbände
reagieren skeptisch bis ablehnend auf
BlasersVorschlag.«Wir haben dasThema
diskutiert»,sagt Sonja Studer vom Indus-
trieverbandSwissmem.Sieräumtein,dass
der Titel wichtig sei für die gesellschaft-
liche Anerkennung der Ausbildung. Da-
gegen spreche jedoch die Bildungssyste-
matik. Beim Bachelor handelt es sich um
einen Tertiärabschluss. Das eidgenössi-
sche Fähigkeitszeugnis (EFZ) der Lehre
fällt nicht darunter, obwohl laut Studer
Abschlüsse wie etwa Polymechaniker
vergleichbar sind mit Tertiär-Ausbildun-
gen in anderen Ländern.

Auch Swissmechanic, der grösste
Arbeitgeberverband der Maschinen-
industrie, lehnt den Vorschlag ab, aka-

demische Titel für den Lehrabschluss
zu vergeben. Der Verband versucht auf
anderen Wegen, die Vorteile der Lehre
bei Jungen und Eltern bekannt zu ma-
chen.«Wir zeigen den Jugendlichen,dass
unsere Branche gute Perspektiven und
gute Löhne bietet»,sagt der Direktor von
Swissmechanic, Jürg Marti. Berufsmar-
keting nennt man das.

Das bedeutet auch einen Kampf gegen
Rollenbilder und Klischees. Man spreche
bewusst auch junge Frauen an, für die es
noch immer eine Barriere gebe, in tech-
nische Berufe einzusteigen So bietet der
VerbandWorkshops speziell für Mädchen
an.Die Berufe in der Industrie haben sich
in den vergangenen Jahrzehnten stark ge-
wandelt. «Die Leute arbeiten in saube-
ren Hallen, schmutzige Hände gibt es
kaum mehr», sagt Marti. Teilweise sei
aber in den Köpfen immer noch das Bild
des industriellen Schwerarbeiters. Dieses
Image will der Verband korrigieren. Auf
einem anderen Feld hingegen könnte es
in diesem Jahr tatsächlich zuÄnderungen

kommen im Sinne desVictorinox-Vertre-
ters Blaser.Inzwischen hat auch der Bund
gemerkt, dass die Titel bei den Berufen
ein wichtiger Faktor für deren Attrakti-
vität ist. Dabei geht es um die Abschlüsse
der höheren Fachschulen (HF). Es han-
delt sich hierbei um die Tertiärweiterbil-
dung nach der Berufslehre.

Nachteil für Schweizer Kräfte

Ihre Qualität ist weitherum anerkannt.
Hingegen besteht punkto Sichtbarkeit,
Bekanntheit und Ansehen in Gesell-
schaft und Wirtschaft Verbesserungs-
potenzial – auch mit Blick auf die Bil-
dungsentscheide der Jugendlichen, wie
das zuständige Staatssekretariat für Bil-
dung, Forschung und Innovation (SBFI)
schreibt. Das SBFI prüft, ob mit dem
neuen Titel «Professional Bachelor» die
Abschlüsse der höheren Fachschulen auf-
gewertet werden können.In Deutschland
können sich Berufsleute seit 2020 mit
den Titeln «Bachelor Professional» oder

«Master Professional» schmücken,die bis
dahin Hochschulabsolventen vorenthal-
ten waren. Schweizer Fachkräfte tragen
Titel wie «dipl. Betriebsleiterin Bäcke-
rei-Konditorei-Confiserie» oder «dipl.
Techniker HF Holzbau». Im globalisier-
ten Arbeitsmarkt ziehen sie mit diesen
Bezeichnungen gegenüber der Konkur-
renz aus dem Ausland häufig den Kürze-
ren, obwohl sie bestens ausgebildet sind.

Das Anliegen ist nicht neu. Im Parla-
ment gab es dazu bereits vor zehn Jah-
ren Vorstösse. Widerstand kommt von
den Universitäten und Fachhochschulen.
Sie argumentieren, bei den Titeln Bache-
lor und Master handle es sich um aka-
demische Abschlüsse. Es käme zu einer
Vermischung von Hochschul- und beruf-
lichenAbschlüssen.Bis im Sommer sollen
laut dem SBFI alle Informationen vorlie-
gen, um zu entscheiden. Für die Einfüh-
rung des «Professional Bachelor» wäre
eine Gesetzesänderung notwendig.Bis zu
den ersten Diplomierten mit diesemTitel
würde es noch einige Jahre dauern.

Handwerksbetriebe stehen mit den Gymnasien in Konkurrenz um talentierte Jugendliche. BENJAMIN MANSER / TBM

Die Halbkantone sind ein politischer Dauerbrenner
Dass etwa der Jura zwei Ständeräte hat, Basel aber nur einen, beschäftigt den Bund – wieder einmal

FABIAN SCHÄFER, BERN

Wenn Politiker Dinge begründen müssen,
die sich eigentlich nicht begründen las-
sen, bringen sie ein besonderes «Argu-
ment» in Stellung: «Das ist historisch ge-
wachsen.» Es ist eine Art Beschwörungs-
formel,die helfen soll, inhaltlicheAusein-
andersetzungen präventiv abzuwürgen.
Oft ist sie erfolgreich.

Die neuste Variation findet sich in
einer Stellungnahme des Bundesrats. Er
musste diese Woche einen Vorstoss be-
antworten, der eine ebenso alte wie kniff-
lige Streitfrage anspricht:Wie lässt es sich
rechtfertigen, dass sechs Kantone poli-
tisch nur halb so viel Gewicht haben wie
die anderen zwanzig? Die beiden Basel
und Appenzell sowie Ob- und Nidwal-
den sind im Ständerat mit nur einer Per-
son vertreten, bei Verfassungsänderungen
zählt ihre Standesstimme nur halb. Der
Bund möchte daran nichts ändern und
lieber auch nicht darüber diskutieren.
Seine Antwort: «Aus komplexen histo-
rischen Gründen zählen sechs Kantone
bei eidgenössischen Abstimmungen
nur halb und haben nur einen Sitz im
Ständerat.» Die «Problematik» sei alt-
bekannt, fährt der Bundesrat fort und
führt das nächste Allzweckargument
an: das «sensible Gleichgewicht» zwi-

schen den Sprachregionen sowie zwi-
schen Stadt und Land. Aus Sicht des
Bundes würde die Verdoppelung der
sechs Halbkantone die freundeidgenös-
sische Balance stören. Frei übersetzt: Es
ist, wie es ist – die Obwaldner, Nidwald-
ner, Basler, Appenzeller mögen es bitte
dem Frieden zuliebe akzeptieren.

Klassische Verschleierung

Rechtlich gibt es gar keine «Halb-
kantone» mehr. Früher, in den weniger
zimperlichen Zeiten nach der Grün-
dung des Bundesstaats 1848, haben die
Behörden den Begriff ganz offiziell ver-
wendet. Später wurde er als abwertend
empfunden und aus dem amtlichen
Sprachgebrauch eliminiert. Der Bund
redet heute von den «ehemaligen Halb-
kantonen». Mit der Bundesverfassung
von 1999 wurden sie rechtlich den ande-
ren gleichgestellt. Doch weiter unten ist
festgelegt, dass die fraglichen Kantone
in Sachen Ständerat und -mehr nur halb
zählen. Eine klassische Verschleierung:
Die Halbkantone heissen nicht mehr so,
sind aber weiterhin halbe Portionen. In
der Diskussion um die neue Verfassung
galt, man solle die Gewichtung nicht an-
tasten, weil jede Revision weitere Wün-
sche nach sich ziehen würde. Verlangen

nicht die grossen Städte schon lange eine
Repräsentation im Ständerat? Wer hin-
dert Zürich oder Bern daran, kraft ihrer
Einwohnerzahl einen dritten Stände-
ratssitz zu verlangen? Auch Basel oder
Appenzell können auf die Geschichte
verweisen. Lange wurde ihr Status als
Folge der historischen Trennung ihrer
Kantone dargestellt. Seit 1978 wackelt
diese Argumentation. Damals wurde der
Jura gegründet – als vollwertiger Kanton,
für den im Bundeshaus zwei Ständerats-
sitze hergerichtet wurden.

Origineller Vorschlag aus Basel

Der Jura entstand als Abspaltung des
Kantons Bern.Nach der alten Logik wäre
nicht nur der Jura ein Halbkanton, son-
dern auch Bern. Diese Option – die De-
gradierung des grossen Berner Bären –
schied von vorneherein aus. So können
die Halbkantone die Frage aufwerfen,
mit welchem Recht der Bund an ihrer
Herabstufung festhält, während er Bern
vor diesem Schicksal verschonte und die
Jurassier als vollwertiges Mitglied in den
Klubaufgenommenhat.DiebeidenBasel
verweisen auf ihre hohe Einwohnerzahl.
Auf der Rangliste der 26 Kantone liegt
der Landkanton auf Platz 11,BS-Stadt auf
15.Trotzdem müssen sie auf einen zweiten

Ständeratssitz verzichten, um das «sensi-
ble Gleichgewicht» im Land nicht zu stö-
ren. Weshalb müssen unbedingt die Bas-
ler dieses Opfer bringen? Die Frage hat
vor 21 Jahren der Stadtbasler Ständerat
Gian-Reto Plattner aufgeworfen, als das
Parlament das letzte Mal das Thema dis-
kutierte. Sein Vorschlag: Geht es nur um
die Balance der Sprachregionen, könnte
man eine Art Rotationsprinzip unter den
Deutschschweizer Kantonen einführen.
«Dann könnten einmal für zehn Jahre die
Luzerner auf eine halbe Standesstimme
verzichten, dann vielleicht – ich wage es
kaum zu sagen – die Aargauer, vielleicht
sogar einmal – quelle horreur! – die Zür-
cher oder Berner.»

Natürlich war der Vorschlag chancen-
los. Auch der Vorstoss von dieser Woche
dürfte folgenlos bleiben. Eingereicht hat
ihn die GLP-Nationalrätin Katja Christ,
eine Stadtbaslerin. Sie verlangt nur ein
Upgrade für die beiden Basel, nicht für
die anderen Halbkantone, begründet dies
mit der höheren Einwohnerzahl und dem
städtischen Charakter. Aus ihrer Sicht
würde das «bundesstaatliche Gleich-
gewicht» durch die Heraufstufung der
beiden Basel verbessert, weil diese zu
einer besseren Vertretung grosser, urba-
ner Kantone führe. Dass dies die Mehr-
heit überzeugt, ist nicht anzunehmen.
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